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Wirtschaftskulturen 

Unterschiede machen Europa stark 
von Ferdinand Knauß 

Europas Krise versteht man nur aus geschichtlicher Perspektive. Der Wirtschaftshistoriker 
Werner Abelshauser über die Prognoseschwäche der Ökonomen, die Kulturen der 
Weltwirtschaft und eine Alternative zur Währungsunion.  

 
Werner Abelshauser, Professor für Wirtschaftsgeschichte an der Universität Bielefeld, 
kritisiert die Geschichtsvergessenheit von Politikern und Ökonomen.  
 

Herr Abelshauser, den Ökonomen wird derzeit oft vorgeworfen, mit ihren 
mathematischen Methoden an der Realität vorbei zu forschen. Die gegenwärtige Krise 
hat kaum einer vorhergesehen. Schlägt jetzt die Stunde von Wirtschaftshistorikern wie 
Ihnen? 

Es gibt dramatische Unterschiede zwischen den Ökonomen, deren Horizont nur drei Monate 
zurückreicht, und den anderen, die gewohnt sind, über gegenwärtige Bedingungen in längerer 
historischer Perspektive zu urteilen. Die meisten Entscheidungen sind nämlich durch frühere 
Entscheidungen schon weitgehend festgelegt. 

Sie meinen das, was Historiker Pfadabhängigkeit nennen. 

Ja. Und die beachten viele Ökonomen nicht. Mit ihren Methoden, die ich als Denkhilfen 
durchaus respektiere, könnten sie besser das Wetter vorhersagen als die wirtschaftliche 
Entwicklung. Denn dazu gehören nicht nur statistische und mathematische Regelmäßigkeiten. 
Da gehören auch Denk- und Handlungsweisen der Menschen dazu, Spielregeln und historisch 
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gewachsene Organisationsweisen der Wirtschaft, die sich von einem Land zum anderen 
deutlich unterscheiden. Das kann man mit herkömmlichen ökonomischen Modellen nicht 
erfassen. Deswegen können wir Wirtschaftshistoriker – sofern wir auch Ökonomen sind – 
Krisen wie die aktuelle besser analysieren. 

Ist es frustrierend, dass Politiker und Journalisten trotzdem immer auf die 
Konjunkturforscher hören und nicht auf die Historiker? 

Ein wenig. Aber ich kann verstehen, dass die Politik lieber jemandem zuhört, der behauptet, 
ein Modell für die wirtschaftliche Zukunft zu haben. Es ist ja auch durchaus was dran an der 
Konjunkturforschung. In normalen Zeiten kann man mit solchen Modellen schon eine Menge 
anfangen.  

Aber wenn es wirklich darauf ankommt, funktionieren die Prognosemethoden nicht. 

Nicht einmal in normalen konjunkturellen Abläufen. Die entscheidende Frage, wo die 
Wendepunkte von Auf- und Abschwung liegen werden, ist bisher selten richtig beantwortet 
worden. 

Kultur und Geschichte kommen in den Formeln der Ökonomen nicht vor. In Ihrem 
neuen Buch "Kulturen der Weltwirtschaft" sagen Sie, dass dies aber ausschlaggebend 
sei für Wettbewerbsvorteile. 

Grundsätzlich unterscheide ich drei Ebenen. Die erste ist die der individuellen Mentalitäten. 
Das war im 19. Jahrhundert der große Renner: Der Grieche ist faul, der Deutsche fleißig, der 
Spanier stolz. An Stammtischen und auch an manchem Redaktionstisch ist das heute noch ein 
Thema. Aber dieser Blick auf wirtschaftliche Sekundärtugenden ist wenig hilfreich. 
Zumindest in Europa sind die individuellen Mentalitäten nämlich relativ ähnlich. Der 
italienische Arbeiter ist nach meiner Erfahrung nicht weniger fleißig als der deutsche, eher im 
Gegenteil. Produktiv und innovativ kann ein Mensch ohnehin nur in einer funktionierenden 
Gesellschaft werden. Das führt mich zur zweiten Ebene, nämlich den kollektiven 
Mentalitäten: Gibt es einen funktionierenden Staat? Werden Mechanismen der 
Inflationsbegrenzung akzeptiert? Da gibt es große Unterschiede in Europa, die sich aus der 
historisch gewachsenen Organisation von Staat und Gesellschaft erklären. 

Das heißt, die Menschen müssen sich einig sein, dass es wichtig ist, zum Beispiel ein 
Defizit einzuschränken. Und das kann man nicht durch Gesetze erreichen? 

Man kann es versuchen, zum Beispiel durch den Vertrag von Maastricht und den Fiskalpakt. 
Aber so etwas funktioniert in der Regel nicht, weil hinter diesen gesellschaftlichen 
Mentalitäten noch eine dritte Ebene kommt, nämlich handfeste, sehr widerstandsfähige 
Wirtschaftskulturen. Mit Gesetzen ist da nichts zu erreichen, da ist Hopfen und Malz 
verloren. 

Man könnte dagegen einwenden, dass wir längst auf dem Weg in eine gemeinsame, 
globale Kultur sind, die auch die Wirtschaft umfasst. 

 Es gibt zweifellos eine globale Popkultur. Und wenn Sie durch die Städte gehen, so sehen die 
Geschäfte überall auf der Welt zum Verwechseln ähnlich aus. Aber das trifft nicht auf die 
Organisationsweise der Wirtschaft zu, wie wir in unserem aktuellen Buch zeigen. Je globaler 
die Märkte zusammenhängen, desto wichtiger wird es, komparative Vorteile zu entwickeln. 
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Bei der Wirtschaftskultur, wie ich sie verstehe, geht es nicht um den Einzelnen und nicht um 
Gesellschaft und Staat, sondern um die Organisation der Wirtschaft und die Denk- und 
Handlungsweisen ihrer Akteure. Die Unternehmer, die Gewerkschafter, auch die 
Konsumenten akzeptieren einfach in manchen Regionen der Welt besondere Spielregeln, weil 
sie sich davon Vorteile versprechen. Und diese ändern sich nicht so einfach. Die Banken 
haben in Deutschland und Mitteleuropa zum Beispiel die historische Erfahrung gemacht, dass 
es für unsere Wettbewerbsfähigkeit gut ist, über geduldiges Kapital zu verfügen. Dass es gut 
ist, eine langfristige unternehmerische Perspektive  zu finanzieren. 

 
Werner Abelshauser / David A. Gilgen / Andreas Leutzsch (Hg.), Kulturen der 
Weltwirtschaft, Göttingen Vandenhoeck & Ruprecht 2012  
 

Schauen wir mal auf die Eurozone. Was unterscheidet die deutsche Wirtschaftskultur 
von der der Mittelmeerländer? 

Da kann man weit zurückgehen. Seit rund tausend Jahren gibt es die Handelsachse der Hanse 
von Flandern über Skandinavien bis Nowgorod. Dann gibt es ebenfalls seit vielen 
Jahrhunderten die Achse von Flandern über die Champagne nach Genua und die von Flandern 
über Köln, Frankfurt, Augsburg und Nürnberg nach Venedig. Das sind gewachsene 
Wirtschaftsräume, die zu einer Vereinheitlichung des Denkens und Handelns geführt haben, 
also zu einer relativ einheitlichen Wirtschaftskultur. Deutschland ist also eingebettet in eine 
gewachsene Wirtschaftskultur, die von Skandinavien bis Norditalien, von der Seine bis an die 
Oder reicht. Die Entstehung ihrer heute noch gültigen Ausprägung kann man ziemlich genau 
festmachen in der langen Depression von 1873 bis 1896. Es war keine Depression der Löhne 
und Arbeitsmärkte, sondern eine der Renditen. Da das ausländische Kapital Deutschland 
verließ und es wenige investitionswillige Wirtschaftsbürger gab, mussten die 
Universalbanken die langfristige Finanzierung der neuen Industrien übernehmen. Und dann 
veränderten sich auch die Arbeitsbeziehungen spätestens in den 1890er Jahren mit dem 
Aufstieg der Gewerkschaften und der Einführung der Mitbestimmung. Denn die neuen 
Industrien, die Chemie, die Elektrotechnik, der Maschinenbau brauchten qualifizierte 
Arbeiter. Hire and Fire kam da teuer zu stehen. Die von Bismarck für die Sozialversicherung 



 4 

eingeführten paritätischen Ausschüsse wurden daher zu Mitbestimmungsgremien – ohne 
gesetzliche Grundlage übrigens, die kam erst 1920. 

Und wie sieht es nun südlich von Genua aus? 

Ich will nicht behaupten, diese Länder hätten keine Wirtschaftskultur. Sie haben eine andere. 
Nur funktioniert sie gegenwärtig nicht allzu gut. Die südeuropäischen Krisenländer haben 
eines gemeinsam, nämlich die Schwäche des Staates und der Gesellschaft. Die Ursache dafür 
liegt in rückständigen feudalen Strukturen und im Falle Griechenlands und Süditaliens 
außerdem in jahrhundertelanger Fremdherrschaft, die dazu führte, dass der Staat als Feind 
betrachtet wurde. Und wenn der Staat schwach ist, tanzen die Mäuse auf dem Tisch. Unter 
solchen Bedingungen fällt es schwer, Haushaltslöcher zu stopfen, die Staatsverschuldung zu 
bremsen oder die Korruption zu bekämpfen. Nicht zufällig haben all diese Länder 
faschistische Diktaturen erlebt. Die Faschisten wollten die Schwäche des Staates durch 
autoritäre Ordnung überwinden. Sie scheiterten. Die Europäische Gemeinschaft hat diese 
Länder an sich gebunden, damit sie nicht zurückfallen in autoritäre Politikmuster. 

 

 
König Otto, ein Sohn des bayrischen Königs, herrschte von 1832 bis 1862 in Griechenland. 
Mit mitteleuropäischen Vorstellungen von Staatsgewalt und Steuermoral hatte er wenig 
Erfolg. Seine Untertanen verjagten ihn schließlich.  
 

Leidet die europäische Einigungspolitik also unter Geschichtsblindheit? 

Man hat zu sehr auf die Ökonomen gehört. Die sagten, das kriegen wir schon hin, wir öffnen 
die Märkte, investieren, und dann wird sich alles angleichen. So kam es aber nicht, und man 
hätte es wissen können. Aus der Erfahrung Italiens. Dessen Eliten sind seit 150 Jahren nicht 
in der Lage, das Land zu vereinheitlichen. Kollektive Mentalitäten ändern sich nicht so 
einfach – die Wirtschaftskultur sowieso nicht. 

Aber es gibt doch durchaus positive Beispiele aus der Wirtschaftsgeschichte. 

Das beste Beispiel ist Japan. Japan hatte auch vor der Öffnung des Landes und der Meiji-
Restauration eine funktionierende Wirtschaftskultur. Aber sie war international nicht 
wettbewerbsfähig. Und das haben die Japaner sofort verstanden, als 1853 die amerikanischen 
Kanonenboote vor ihrer Küste aufkreuzten. Da haben sie gewaltige Arbeit geleistet, 
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Studiengruppen in die ganze Welt entsandt und sich informiert, wie man das Land und die 
Wirtschaft besser organisieren kann. Die größte Leistung war, alles im Rahmen der 
japanischen Traditionen laufen zu lassen. Denn eine Wirtschaftskultur kann man nicht gegen 
starken Widerstand aufzwingen, das geht nicht. Sie muss mit den herrschenden Denkweisen 
kompatibel und für die Menschen akzeptabel sein. 

Die Japaner haben es aus eigener Kraft geschafft, zur Wirtschaftsgroßmacht zu werden. 
Den Südeuropäern wird durch die Kohäsionsfonds der EU seit vielen Jahrzehnten von 
den Mittel- und Nordeuropäern geholfen. War das vielleicht sogar ein Fehler? 

Das Problem ist nicht die Hilfe an sich, sondern wie geholfen wird. Bis jetzt glauben die 
Europäer, Harmonisierung sei der Weg zum Erfolg. Aber auf der Ebene der 
Wirtschaftskulturen ist das falsch. Man muss feststellen, wo die Vorteile unserer 
Wirtschaftskulturen  liegen – und zwar auf ihre jeweiligen Märkte bezogen. Und dann muss 
man sie stärken, auch wenn dies differenzierte Strategien der Wirtschaftspolitik erfordert. Das 
ist natürlich eine Herkulesaufgabe. Brüssel wäre damit völlig überfordert. 

Und was machen wir nun mit einem Land wie Griechenland? 

Es ist keine Lösung, Griechenland aus der EU zu werfen. Ich denke, man könnte 
Griechenland im Rahmen der EU helfen, Staat und Gesellschaft zu stärken – obwohl ich nicht 
weiß, wie genau das gehen soll. Aber eine Wirtschaftskultur wie die griechische in die 
Disziplin einer Hartwährungsunion einzubinden, das ist völlig absurd. 

"Eine gesamteuropäische Alternative zum Euro" 

 
Der Inbegriff einer harten Währung: Die D-Mark.  
 

Muss auch für den Rest Europas der Fehler Währungsunion korrigiert werden? 

Die Politik folgt ihrer eigenen Pfadabhängigkeit, wenn es um Europa geht. Die Regierungen 
werden erst handeln, wenn sie von den Verhältnissen gezwungen werden. Wenn der 
Leidensdruck sehr groß ist, werden sie rasch handeln müssen. Denn wenn der Euro 
unkontrolliert auseinanderfällt, geht das große Hauen und Stechen los. Das wäre eine 
Katastrophe. 
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Was meinen Sie konkret mit Handeln? 

Eine Alternative zum Euro schaffen. Und in diesem Fall sollte die deutsche Regierung nicht 
sagen: Wir kehren zur DM zurück. Sondern: Wir wollen die währungspolitische Spaltung 
Europas überwinden, indem wir ein gesamteuropäisches Währungssystem schaffen, das Euro- 
und Nichteuro-Länder umschließt. Dieses System wäre auf nationalen Währungen begründet, 
die durch festgelegte Kurse verbunden sind. Natürlich muss man vorher geschickt vorfühlen, 
damit möglichst viele Länder mitmachen. Vielleicht würden ja die Finnen diese Arbeit für uns 
übernehmen. 

Würde die zu erwartende Aufwertung der deutschen Währung dann nicht auf Kosten 
der Exportindustrie gehen? 

Nein, das ist ein Denkfehler vieler Ökonomen: Wenn Deutschland seine Währung aufwerten 
würde, sei die Wettbewerbsfähigkeit im Eimer. Das ist nicht wahr. Wir haben es ja im 
Europäischen Währungssystem vor der Euro-Einführung mehrfach erlebt. Zwischen 1978 und 
1999 ist Frankreich fünf Mal und Italien vier Mal aus dem System ausgestiegen, um den 
Franc oder die Lira deutlich abzuwerten. Wir haben selbst mehrmals aufgewertet. Und daran 
ging unsere Wirtschaft nicht zu Grunde. Die Deutschen konkurrieren eben nicht über den 
Preis. Sie stellen maßgeschneiderte Qualitätsprodukte her, die kaum ein anderer herstellen 
kann. Und wenn die teurer werden, werden sie trotzdem gekauft. Die Wirtschaft braucht nicht 
den Euro, sondern kalkulierbare Kurse.  

Und die offizielle Marschrichtung der Bundeskanzlerin, die Währungsunion zu retten 
und Souveränität nach Brüssel abzugeben?  

Vielleicht hätte das kurzfristig eine gewisse Disziplinierungswirkung. Aber an den 
wirtschaftskulturellen Unterschieden in der Eurozone wird dieses riskante und teure Manöver 
kein Jota ändern. Wir können Europa nur weiterentwickeln, wenn wir diese Besonderheiten 
beachten. Sonst funktioniert es nicht.  
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